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Betrifft: Bedenken hinsichtlich der Umgehung von Sanktionen wegen nach wie vor in 
Russland tätiger Banken mit Sitz in der EU wie Raiffeisen und UniCredit und 
dadurch bedingte Schwächung der Glaubwürdigkeit der EU

Obwohl die EU als Reaktion auf den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine beispiellose 
Sanktionen verhängt hat, sind mehrere Banken mit Sitz in der EU, insbesondere die Raiffeisen 
Bank International und UniCredit, nach wie vor in erheblichem Umfang in Russland tätig. 
Ihre Präsenz gibt Anlass zu erheblichen Bedenken hinsichtlich möglicher Schlupflöcher und 
Umgehungsrisiken und schwächt die politische Geschlossenheit und Glaubwürdigkeit der EU 
in einer Zeit, in der kollektive Entschlusskraft unentbehrlich ist. Es besteht die Gefahr, dass 
von diesen Tätigkeiten eine widersprüchliche Botschaft an internationale Partner und die auf 
die Solidarität Europas angewiesenen Bürgerinnen und Bürger der Ukraine ausgeht. Die 
Sanktionen sind unverändert ein Eckpfeiler der Reaktion der EU auf den Krieg Russlands, 
und die Kommission ist dafür zuständig, ihre Durchsetzung zu überwachen und ihre 
Wirksamkeit sicherzustellen.

1. Wie bewertet die Kommission die politischen, finanziellen und reputationsbezogenen 
Konsequenzen, die sich daraus ergeben, dass Banken mit Sitz in der EU ihre Tätigkeit 
in Russland fortsetzen, und welche Risiken erkennt sie im Hinblick auf die Kohärenz 
und Glaubwürdigkeit der EU-Sanktionsregelung?

2. Welche Schritte gedenkt die Kommission in Abstimmung mit der Europäischen 
Zentralbank und der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde zu unternehmen, damit 
Finanzinstitute mit Sitz in der EU Geist und Buchstaben der restriktiven Maßnahmen 
uneingeschränkt achten?

3. Beabsichtigt die Kommission, die verbleibenden Schlupflöcher zu schließen, indem sie 
weitere Leitlinien herausgibt oder Gesetzgebungs- oder Durchsetzungsmaßnahmen 
vorschlägt, um Banken mit Sitz in der EU daran zu hindern, Russlands 
Kriegsanstrengungen indirekt zu unterstützen?
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